I 77 Ausgabe A. 
Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Inhalt. Ergänzungsgeſetz zum vorläufigen Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1928 (©. 77). — 
Verordnung über: die Verſicherung der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in der 
8 beſchäftigten, nach dem Vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungs pflichtigen Perſonen 

77). — Verordnung über die Abänderung des Wortslauts verſchiedener Geſetze und Verordnungen aus Anlaß 
= Fortfalls der Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“ und „Gerichtsſchreiber“ (S. 78). 


35 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Ergänzungsgeſetz 
zum vorläufigen Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1928. Vom 23. 5. 1928. 
Einziger Artikel. 
Dem vorläufigen Haushaltsgeſetz vom 27. März 1928 (Geſ. Bl. S. 13) wird hinter Artikel 1 
| Abſatz IV folgender neuer Abſatz V hinzugefügt: 
V. Durch Begebung von Schatzwechſeln einen Höchſtbetrag von 3 Millionen Gulden zur Zahlung 
| von Entſchädigungen aus Anlaß der Einführung des Tabakmonopols zu beſchaffen. 


Danzig, den 23. Mai 1928. 


Der Senat der N) Stadt "Biete 
Dr. Sahm. r. Volkmann. 


36 Verordnung 


über die Verſicherung der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in 
der Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, nach dem Vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung 
verſicherungspflichtigen Perſonen. Vom 25. 5. 1928. 


Auf Grund des $ 1245 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung wird folgendes beſtimmt: 


15 
Es ſind zu verſichern 
Jungen in der Großſchiffahrt ſowie auf Schleppern, Leichtern f 
, een ee tue ee in Lohnklaſſe III 
Jungmänner und Halbmänner in der Großſchiffahrt; Jüngſte 
auf Heringsloggern; Leichtmatroſen auf Schleppern und 
o V 5 5 IV 
Leichtmatroſen in der Großſchiffahrt und auf Fiſchdampfern; 
a Leichtmatroſen als Köche auf Schleppern und Leichtern; 
Meßraumſtewards; Alteſte auf Heringsloggern und Auf 


——!:. ðͤ vd TR ͤ EN LE i 4 V 
Kochsmaate auf Fracht⸗ und Paſſagierdampfern; See 
Hirn i > VI 
alle übrigen invalidenverſicherungspflichtigen Perſonen A 1 VII 
§ 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. Juli 1928 in Kraft. 
Danzig, den 25. Mai 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 6. 1928.) 
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n Verordnung 


über die Abänderung des Wortlauts verſchiedener Geſetze und Verordnungen aus Anlaß des 
Fortfalls der Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“ und „Gerichtsſchreiber“. Vom 8. 5. 1928. 


Auf Grund des Artikel 2 Abſ. 2 des Geſetzes zur Anderung der Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“, 
„Gerichtsſchreiber“ und „Gerichtsdiener“ vom 30. März 1928 — Geſetzbl. S. 32 — wird hiermit verordnet: 


Artikel 1. 
An die Stelle der Bezeichnung „Gerichtsſchreiber“ tritt die Bezeichnung „Geſchäftsſtelle“: 
I. in allen Geſetzen und Verordnungen, ſofern die Bezeichnung „Gerichtsſchreiber“ in Verbindung mit 
den Worten 
a) „zu (zum) Protokoll“, 
b) „unter Vermittlung“ 
gebraucht iſt. Ausgenommen hiervon ſind die folgenden Vorſchriften: 
a) $ 14 Ab. 1 Nr. 1 der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 in der Faſſung der 
Verordnungen vom 19. Auguſt 1920 und 13. März 1924 ſowie des Geſetzes vom 9. März 1926 
— St.⸗Anz. 1920 S. 241, Geſetzbl. 1924 S. 47, 1926 S. 65 —; 
b) § 25 Abſ. 5 der Gebührenordnung für Notare in der für Danzig geltenden Faſſung vom 
9. März 1926 — Geſetzbl. 1926 S. 65 —. 
II. ferner: 
1. in der Zivilprozeßordnung in der ſeit 1. Februar 1927 — Geſetzbl. S. 26 — geltenden 
Faſſung N 
im $ 103 Abſ. 2, § 104 Abſ. 3, $ 106 Abj. 1, $ 107 Abj. 2, $ 167 Abſ. 1, 
$ 196 Satz 2, Halbſatz 1, $ 204 Abſ. 1, $ 207 Abs. 2, SS 209, 211 Abſ. 1, $212 Abſ. 2, 
§ 216 Abſ. 1, § 235 Abſ. 1, $ 261 Abſ. 1, § 299 Abſ. 1, $ 315 Abſ. 2, § 362 Abſ. 2, 
§ 377 Abſ. 1, $ 386 Abſ. 4, $ 497 Abſ. 1, $ 508 Abſ. 1, $ 544, $ 584 Abſ. 2, 
§ 693 Abſ. 3, $ 706 Abſ. 2, § 732 Abſ. 1, $ 733 Abſ. 3, § 753 Abſ. 2, $ 796 Abſ. 3, 
$ 829 Abſ. 2, $ 915 Abſ. 3; 
2. in der Strafprozeßordnung in der ſeit 1. Februar 1927 — Geſetzbl. S. 11 — geltenden 
Faſſung: 
im § 220 Abſ. 2, $$ 320, 385 Abſ. 2, $ 390 Ab. 3; 
3. in der Konkursordnung — Reichsgeſetzbl. 1898 S. 612 — im § 111 Abſ. 1, § 112; 
4. im $ 37 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 
9. März 1926 — Geſetzbl. S. 65 —; 
5. im § 14 Abſ. 2 der Deutſchen Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der für Danzig 
geltenden Faſſung vom 9. März 1926 — Geſetzbl. S. 65 —; 
6. im § 3 Satz 1 des Geſetzes über die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen 
vom 5. Mai 1926 — Geſetzbl. S. 130 —; 
7. im $ 1 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes zur Ausführung des Abkommens über den Zivilprozeß 
vom 17. Juli 1905 — Reichsgeſetzbl. 1909 S. 430 —; 
8. im $ 8 der Verordnung betr. die Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und den Ver— 
waltungsbehörden, vom 1. Auguſt 1879 in der Faſſung des Geſetzes vom 22. Mai 1902 
— Geſetzſamml. 1879 S. 473, 1902 S. 145 —. 


Artikel 2. 
Im Gerichtsverfaſſungsgeſetze in der ſeit 1. Februar 1927 — Geſetzbl. S. 4 — geltenden Faſſung 
wird § 161 wie folgt gefaßt: 
Gerichte, Staatsanwaltſchaften und Geſchäftsſtellen der Gerichte können wegen Erteilung 
eines Auftrags an einen Gerichtsvollzieher die Mitwirkung der Geſchäftsſtelle des Amts— 
gerichts in Anſpruch nehmen, in deſſen Bezirk der Auftrag ausgeführt werden ſoll. Der von 
der Geſchäftsſtelle beauftragte Gerichtsvollzieher gilt als unmittelbar beauftragt. 
Artikel 3. 
In der Zivilprozeßordnung werden, wie folgt, gefaßt: 
1. § 49 Halbſatz 2: 
die Entſcheidung erfolgt durch das Gericht, bei welchem er angeſtellt iſt. 
2. $ 165: é 
Zu den Verhandlungen, welche außerhalb der Sitzung vor Amtsrichtern oder vor beauftragten 


oder erſuchten Richtern ſtattfinden iſt ein Urkundsbeamter der Geſchäftsſtelle gleichfalls zu⸗ 
zuziehen, 


+ 


— 
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3. $ 706 Abſ. 1. 
Zeugniſſe über die Rechtskraft der Urteile find auf Grund der Prozeßakten von der Geſchäfts⸗ 
ſtelle des Gerichts I. Inſtanz und, ſolange der Rechtsſtreit in einer höheren Inſtanz an⸗ 
hängig iſt, von der Geſchäftsſtelle des Gerichts dieſer Inſtanz zu erteilen. 

Artikel 4. 
In der Strafprozeßordnung werden, wie folgt, gefaßt; 

1. $ 31 Abſ. 1: 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts finden auf Schöffen ſowie auf Urkundsbeamte der Ge— 
ſchäftsſtelle und andere als Protokollführer zugezogene Perſonen entſprechende Anwendung. 

und der Abſ. 3 daf.: 

Über die Ausſchließung oder Ablehnung eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle oder einer 
anderen als Protokollführer zugezogenen Perſon entſcheidet das Gericht oder der Richter, 
welchem ſie beigegeben ſind. 

2. $ 168: 
Die Beurkundung der von dem Amtsrichter vorzunehmenden Unterſuchungshandlungen und 
die Zuziehung eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle oder eines ſonſtigen Protokollführers 
erfolgt nach den für die Vorunterſuchung geltenden Vorſchriften. 

3. 8 187 Satz 2: 
In dringenden Fällen kann der Unterſuchungsrichter eine von ihm zu beeidigende Perſon 
als Protokollführer zuziehen. 

4. § 188 Abſ. 1 Satz 2: 
Das Protokoll iſt von dem Unterſuchungsrichter ſowie dem Protokollführer zu unterſchreiben. 


Artikel 5. 

1. In dem Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit — Reichsgeſetzbl. 1898, 

S. 771 — wird 8 31, wie folgt, gefaßt: a 
Zeugniſſe über die Rechtskraft einer Verfügung ſind von der Geſchäftsſtelle des Gerichts 
I. Inſtanz zu erteilen. 

Das preußiſche Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 in der Faſſung 
der Geſetze vom 18. März 1914 und 8. Juni 1918 — Geſetzſamml. 1899 S. 249, 1914 S. 35, 
1918 ©. 83 — wird, wie folgt, geändert: 

1. Der Artikel 60 Abſ. 4 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Eine Unterſchrift darf durch den Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des Amtsgerichts 
nur beglaubigt werden, wenn ſie in Gegenwart des Urkundsbeamten vollzogen oder 
anerkannt wird. 
Im Artikel 110 Abſ. 1 tritt an die Stelle der Bezeichnung „Gerichtsſchreiber“ die Bezeichnung 
„Urkundsbeamter“. Artikel 6. 


Im $ 81 der Rechtsanwaltsordnung (eichsgeſetzbl. 1878 S. 177) wird die Bezeichnung „Gerichts- 

ſchreiber“ durch die Bezeichnung „Protokollführer“ erſetzt. 
Artikel 7. 
Im $31 Abſ. 2 der Schiedsmannsordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 18. März 1927 
— Geſetzbl. 1927 S. 108 — fällt das Wort „desſelben“ fort. 
Artikel 8. 
Der $ 10 Abſ. 3 der Verordnung, betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen, vom 15. November 1899, in der Faſſung der Verordnung vom 16. Februar 1926 — 
Preuß. Gejegjamm!l. 1899 S. 545, Geſetzbl. 1926 S. 60 — erhält folgende Faſſung: 
5 Die dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle und dem Juſtizwachtmeiſter obliegenden 
Geſchäfte werden von den dazu beſtimmten Beamten wahrgenommen. 
Artikel 9. 

Soweit in den Geſetzen und Verordnungen die Bezeichnung „Gerichtsſchreiber“ in der Mehrzahl 
vorkommt und gemäß Artikel 2 Abſ. 1 des Geſetzes vom 30. März 1928 durch „Urkundsbeamter der 
Geſchäftsſtelle“ erſetzt wird, lautet die Bezeichnung künftig: „Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle “. 

Danzig, den 8. Mai 1928. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Frank. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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